
„Im Jahr 2017 liegen die Schwerpunkte 
des Wohnungsneubaus bei den GdW-
Unternehmen in den Verdichtungsräu-
men Berlin, Hamburg, Stuttgart, München 
und Köln. Aber auch Hannover, Frankfurt 
am Main, Nürnberg, Bochum, Karlsruhe, 
Lübeck, Leipzig, Düsseldorf, Aachen, Erlan-
gen und Bietigheim-Bissingen gehören zu 
den Gebieten, wo die GdW-Unterneh-
men besonders auf Neubau setzen. Allein 
in diesen Schwerpunktregionen entste-
hen derzeit mehr als 65 Prozent aller von 
GdW-Unternehmen gebauten Wohnein-
heiten“, erläuterte Gedaschko. Und den-

noch: Selbst wenn die GdW-Unternehmen 
noch mehr bauen – den mittlerweile auf-
gelaufenen Nachholbedarf von rund einer 
Million Wohnungen, der vor allem Woh-
nungen in Mehrfamilienhäusern betrifft, 
kann man so nicht decken. „Hohe Bau-
kosten, fehlende Grundstücke, unzurei-
chende Planungskapazitäten, steigende 
Grunderwerbsteuern und hohe energeti-
sche Anforderungen in Kombination mit 
Diskussionen vor allem um die Verbreite-
rung des Mietspiegels führen dazu, dass 
der bezahlbare Wohnungsneubau nicht 
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Aktuelle Meldungen

Baupreise für Wohngebäude 
 gestiegen

Die Preise für den Neubau konventionell 
gefertigter Wohngebäude in Deutsch-
land sind im Mai 2017 gegenüber Mai 
2016 um 2,8 Prozent gestiegen. Wie 
das Statistische Bundesamt weiter mit-
teilte, hatte der Preisanstieg im Februar 
2017 im Jahresvergleich bei 2,6 Prozent 
gelegen. Von Februar 2017 auf Mai 
2017 erhöhten sich die Baupreise um 
0,9 Prozent. Die Preise für Ausbauarbei-
ten nahmen um 3,0 Prozent zu.  (wi) 

Weniger Bauaufträge

Im April 2017 waren die Umsätze im 
Bauhauptgewerbe um 0,2 Prozent nied-
riger als im April 2016. Damit erreichte 
das Umsatzniveau immer noch den 
zweithöchsten Wert in einem April seit 
Beginn der Zeitreihe 2010. Wie das Sta-
tistische Bundesamt nach vorläufigen 
Ergebnissen weiter mitteilte, waren 
zugleich im April 2017 im Bauhaupt-
gewerbe 2,8 Prozent mehr Beschäftige 
tätig als im Vorjahresmonat.  (wi) 

48 Parteien zur Bundestagswahl 
zugelassen

Voraussichtlich 48 Parteien dürfen zur 
Bundestagswahl am 24. September 
2017 antreten, wie Der Tagesspiegel 
am 8. Juli 2017 berichtete. Insgesamt 40 
Vereinigungen erteilte der Bundeswahl-
ausschuss die Zulassung. Dazu kommen 
acht Parteien, die bereits im Bundestag 
oder in Landtagen mit fünf oder mehr 
Abgeordneten vertreten sind. 24 Verei-
nigungen wurden vom Ausschuss abge-
lehnt.  (wi) 

Ausgabe 13. Juli 201728

Neubau in Deutschland: Wie viele Wohnungen 
werden gebaut und wo werden mehr gebraucht?

Berlin – Im Jahr 2016 haben die im Spitzenverband der Wohnungswirtschaft 
GdW und seinen Regionalverbänden organisierten Unternehmen knapp 20.000 
neue Wohnungen fertig gestellt. Das waren 15 Prozent mehr als im Vorjahr. Die 
GdW-Unternehmen haben damit bundesweit rund 38 Prozent aller neuen Miet-
wohnungen gebaut. Für das Jahr 2017 planen die GdW-Unternehmen sogar 
den Neubau von rund 28.300 Wohnungen. Das wäre der höchste Wert seit der 
Jahrtausendwende und ein Plus von 41,5 Prozent, wie GdW-Präsident Axel Ge-
daschko bei der Jahrespressekonferenz am 5. Juli 2017 in Berlin bekanntgab.

Die Lücke zwischen Wohnungsbaugenehmigungen und -fertigstellungen – der sogenannte Bau-
überhang – hat zum Jahresende 2016 den höchsten Wert seit 1999 erreicht.

Q
ue

lle
: S

ta
tis

tis
tis

ch
es

 B
un

de
sa

m
t,

 F
s 

5 
- 

Re
ih

e 
1 

Ba
ut

ät
ig

ke
it,

 e
ig

en
e 

Be
re

ch
nu

ng
.

28/2017 1

C 7410

WOHNUNGSPOLITISCHE 
INFORMATIONEN



JAHRESSTATISTIK

ausreichend an Fahrt aufnimmt“, so der 
GdW-Chef. Hinzu kommt, dass Unterneh-
mer heute viel mehr Geld in die Hand neh-
men müssen, um auf die gleiche Anzahl 
von neuen Wohnungen zu kommen, als 
noch vor 15 Jahren. Das bedeutet: Mehr 
Investitionen allein führen noch nicht zu 
ausreichend bezahlbarem Wohnraum.

Deutschland Alte Länder Neue Länder

2013 13.036 11.231 1.805

2014 14.729 12.025 2.704

2015 17.382 13.386 3.996

2016 19.994 15.708 4.286

2017 28.292 21.048 7.244

Quelle: GdW-Jahresstatistik

400.000 Wohnungen jährlich benötigt
Im Jahr 2016 wurde in Deutschland der Bau 
von 375.400 Wohnungen genehmigt. Die 
Baugenehmigungen sind damit um 19,8 
Prozent gestiegen. Damit hat sich der posi-
tive Trend des Jahres 2015 mit einem Plus 
von 9,9 Prozent gegenüber 2014 erfreuli-
cherweise gefestigt. Ein Teil dieses Anstiegs 
im Jahr 2016 ist, wie die rückläufige Ent-
wicklung der Baugenehmigungen im ers-
ten Quartal 2017 bestätigt, als Vorziehef-
fekt zu erklären. Die betroffenen Bauherren 
wollten sich durch eine schnelle Genehmi-
gung der Vorhaben eine Durchführung 
nach dem alten Standard der Energieein-
sparverordnung (EnEV) sichern. Seit Anfang 
2016 gilt die verschärfte EnEV, die ein deut-
liches Plus an Bauwerkskosten von sieben 
Prozent verursacht. Die vorgezogenen 
Baugenehmigungen haben wie vom GdW 
prognostiziert in den ersten vier Monaten 
2017 zu einem deutlichen Rückgang der 
Baugenehmigungen geführt. Damit ist die 
Zahl der genehmigten Wohnungen in den 
ersten drei Monaten 2017 im Vorjahres-
vergleich erstmals seit dem ersten Quartal 
2012 gesunken.

Ein Blick auf die tatsächlich fertig gestell-
ten Wohnungen zeigt: Mit rund 277.700 
Wohnungen blieb die Zahl der Fertigstel-
lungen 2016 deutlich hinter den Erwartun-
gen zurück. Die Fertigstellungen von Miet-
wohnungen im Mehrfamilienhausbau sind 
zwar um 15,4 Prozent überdurchschnitt-
lich angestiegen. Allerdings wurden auch 
2016 mit 62.000 Wohneinheiten erneut 
mehr Eigentumswohnungen als Mietwoh-
nungen, hier waren es 53.000 Wohnein-
heiten, fertig gestellt. 

Ohne Berücksichtigung der Wohnungen 
in Wohnheimen, die 2016 in Folge der 
gestiegenen Flüchtlingszuwanderung mit 
60 Prozent rasant angestiegen sind, wur-
den 2016 nur 25.000 Wohneinheiten mehr 
als im Vorjahr gebaut. Das zeigt, dass der 

Wohnungsbau weiterhin nicht ausreichend 
in Schwung kommt. 

Maßnahmen umsetzen
„Die Bilanz beim Wohnungsbau erlaubt 
keine Entwarnung“, erklärte Gedaschko. 
Das Ziel, den Neubaubedarf von 400.000 
Wohnungen jährlich insbesondere in den 
Ballungsräumen zu decken, rückt so in 

immer weitere Ferne. „Statt den Neubau-
motor endlich anzuwerfen, sorgt die Poli-
tik mit einer steigenden Auflagenflut und 
fehlenden Anreizen für den Wohnungsbau 
dafür, dass die Dynamik im Segment der 
dringend benötigten bezahlbaren Miet-
wohnungen bei den Wohnungsfertigstel-
lungen nicht stärker wird“, so Gedaschko. 
„So kann es nicht weitergehen. Alle von 
der Baukostensenkungskommission bereits 
identifizierten Maßnahmen müssen jetzt 
dringender denn je umgesetzt werden, 
damit die Neubaumieten wieder für alle 
bezahlbar werden“, forderte Gedaschko. 

Seit einigen Jahren hängen die Baufertig-
stellungen den Baugenehmigungen deut-
lich hinterher. Auch im Jahr 2016 war der 
Anstieg der genehmigten Wohnungen mit 
einem Plus von 19,8 Prozent auf 375.400 
Wohnungen deutlich höher als die Zunahme 
der Fertigstellungen. Die Schere zwischen 
Planung und Realisierung hat sich also wei-
ter geöffnet. Nunmehr summiert sich die 
Zahl der genehmigten, aber noch nicht fer-
tig gestellten Wohnungen auf insgesamt 
605.800. Die Lücke zwischen Genehmigun-
gen und Fertigstellungen, der sogenannte 
Bauüberhang, stieg seit dem Jahr 2008 
zunehmend an und erreichte zum Jahres-
ende 2016 den höchsten Wert seit 1999. 
Damals waren es 679.200. Immer weniger 
Wohnungen werden zügig fertig gestellt. 
Es steht zu befürchten, dass ein Teil der 
geplanten Wohnungen nicht in die Reali-
sierung kommt. Grund für die mangelnden 
Fertigstellungen seien auch zunehmende 
Streitigkeiten im Planungsprozess, die den 
Neubau verzögern, so der GdW-Chef. 
„Bauherren haben es hier immer häufiger 
mit dem sogenannten ‚Nimby‘-Trend zu 
tun. Nach dem Motto ‚not in my backyard‘ 
wollen Anrainer immer öfter Bauprojekte in 
der eigenen Nachbarschaft verhindern“, so 
Gedaschko. „Dringender denn je braucht 
der Wohnungsbau jetzt wirksame Anreize“, 
forderte der GdW-Präsident. Es müssen 

mehr Bauflächen zur Verfügung gestellt 
und durch die Kommunen verstärkt nach 
Konzeptqualität vergeben werden. Neben 
einem Stopp der Preisspirale insbesondere 
bei der Grunderwerbsteuer sei zudem eine 
Erhöhung der linearen Abschreibung für 
Abnutzung (AfA) von zwei auf mindestens 
drei Prozent notwendig. „Um den Woh-
nungsbau wirklich anzukurbeln, brauchen 
wir endlich auch die Sonderabschreibung 
für den Wohnungsbau – sowie zusätzlich 
eine gleichwertige Investitionszulage für 
all diejenigen Bauherren, die die Abschrei-
bung nicht nutzen können“, so Gedaschko. 
Er forderte die Politik auf, dieses Thema in 
der kommenden Legislaturperiode endlich 
umzusetzen. Konkret müssten in Deutsch-
land bis zum Jahr 2020 jährlich insgesamt 
rund 400.000 Wohnungen und damit rund 
140.000 Mietwohnungen mehr als in die-
sem Jahr gebaut werden. Davon 80.000 
Sozialwohnungen und 60.000 Einheiten 
im bezahlbaren Wohnungssegment. Ange-
sichts der im Jahr 2016 fertiggestellten rund 
278.000 Wohnungen gibt es also derzeit 
jährlich immer noch 122.000 Wohnungen 
zu wenig. 

Der Bestand an Sozialwohnungen 
schrumpft
Bundesweit gibt es immer weniger Sozial-
wohnungen. Waren es im Jahr 2002 noch 
rund 2,6 Millionen Wohnungen mit Preis-
bindung, verringerte sich die Zahl bis zum 
Jahr 2016 auf nur noch rund 1,3 Millio-
nen Wohnungen. Aktuelle Zahlen des GdW 
unterstreichen diesen Trend. Die Unterneh-
men im GdW bewirtschaften knapp 61 Pro-
zent der Sozialwohnungen in Deutschland. 
Im Jahr 2016 gab es bei den GdW-Unter-
nehmen insgesamt nur noch 812.256 Woh-
nungen mit Mietpreis- oder Belegungsbin-
dung. Das sind über 28.000 Wohnungen 
weniger als noch in 2015. „Diesem Minus 
stehen nur 5.297 Wohnungen gegenüber, 
die im Jahr 2016 mit Mietpreis- oder Bele-
gungsbindung, also als ‚Sozialwohnungen‘ 
neu errichtet wurden“, kommentierte Axel 
Gedaschko die Entwicklung. Die Zahl der 
neu gebauten Sozialwohnungen hat sich 
zwar im Vergleich zum Vorjahr fast verdop-
pelt, dennoch ist diese Menge angesichts 
des großen Wohnungsbedarfes als Tropfen 
auf den heißen Stein zu sehen. „Es gibt 
dringenden Handlungsbedarf. Wir brau-
chen am Wohnungsmarkt einen Mix aus 
Sozialwohnungen und bezahlbaren Woh-
nungen für die Mittelschicht. Besonders 
in den Ballungsregionen wird es derzeit 
immer schwerer, den Bedarf an bezahlba-
ren Wohnungen dauerhaft zu sichern.“
GdW-Präsident Gedaschko begrüßte in 
diesem Zusammenhang, dass die Bundes-
regierung die Mittel für die soziale Wohn-
raumförderung auf 1,5 Milliarden Euro auf-
gestockt hat: „Dies ist ein wichtiger Schritt 

Weiter auf Seite 3 

 Fortsetzung von Seite 1

Baufertigstellungen bei den GdW-Unternehmen (in Wohneinheiten)
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in die richtige Richtung. Die Voraussetzung 
dafür, dass wieder die jährlich notwendigen 
80.000 Sozialwohnungen geschaffen wer-
den könnten, ist allerdings, dass die Län-
der ihrerseits mit eigenen Mitteln in glei-
cher Höhe für die Wohnraumförderung 
zweckgebunden ergänzen.“ Angesichts 
des notwendigen Neustarts beim sozialen 
Wohnungsbau ist es problematisch, dass 
ab 2020 nur noch die Länder für die soziale 
Wohnraumförderung zuständig sind. Der 
Bund sollte auch nach 2019 eine finanzi-
elle Mitzuständigkeit haben, forderte der 
GdW-Präsident. „Wenn dafür das Grund-
gesetz geändert werden muss, dann kann 
man das angehen.“ 

 Fortsetzung von Seite 2

Mieterstromgesetz beschlossen – Projekte auch gebäudeübergreifend möglich 

Berlin – „Mieterstromprojekte sind ein wichtiger Baustein für eine erfolgreiche Energiewende im Wohngebäudebereich“, 
erklärte Axel Gedaschko, Präsident des Spitzenverbandes der Wohnungswirtschaft GdW, am 29. Juni 2017 zur zweiten 
und dritten Lesung des Mieterstromgesetzes im Deutschen Bundestag. Am 7. Juli hat nun der Bundesrat das Gesetz ab-
schließend beschlossen. Besonders positiv wertet die Wohnungswirtschaft, dass nun auch gebäudeübergreifende Projek-
te ermöglicht werden. 

Das vorliegende Gesetz ist ein großer Erfolg 
und ein erster Schritt, dass Mieter endlich 
auch aktiv an der Energiewende teilhaben 
können. Vorangetrieben wurde es insbe-
sondere vom Umwelt- und Bauausschuss 
des Deutschen Bundestages und durch ein 
Fachgespräch im Februar unter der Schirm-
herrschaft der Abgeordneten Klaus Min-
drup und Josef Göppel.

Mieterstrom im Wohnquartier 
beschlossen
Das neue Gesetz ermöglicht es, dass die 
Regelungen zum Mieterstrom nicht nur 
für das Gebäude gelten, in dem der Mie-
terstrom erzeugt wird, sondern auch für 
Wohngebäude, die in unmittelbarer räum-
licher Nähe dazu stehen. „Dadurch kön-
nen auch benachbarte Mieter an der Ener-

giewende teilhaben, deren Wohngebäude 
beispielsweise aufgrund von Verschattun-
gen oder der baulichen Situation nicht 
als Standort für die Erzeugung von Solar-
strom in Frage kommen“, so Gedaschko. 
Dies hatte der GdW seit langem gefordert. 
Das Mieterstromgesetz ist ein Meilenstein, 
doch weitere Schritte müssen folgen. Denn 
mit den neuen Regelungen können immer 
noch keine echten Quartierskonzepte 
unterstützt werden. Hier muss noch stärker 
das gesamte Wohnquartier in den Fokus 
rücken und nicht nur Gebäude in unmit-
telbarer Nachbarschaft. 

Weiterhin steuerliche Nachteile 
Zudem ist mit dem Gesetz eine weitere ent-
scheidende Hürde für den Mieterstrom noch 
nicht beseitigt. Wohnungsunternehmen, die 

Strom aus erneuerbaren Energien wie Pho-
tovoltaik oder aus Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) lokal erzeugen wollen, werden wei-
terhin gravierend steuerlich benachteiligt. 
Sobald sie den erzeugten Strom ins allge-
meine Netz einspeisen oder den Mietern 
zur Verfügung stellen, wird die eigentlich 
gewerbesteuerbefreite Vermietungstätig-
keit des Unternehmens gewerbesteuer-
pflichtig. „Wohnungsunternehmen, die 
Strom erzeugen, zahlen für das damit ver-
bundene Geschäft wie jeder andere auch 
die Gewerbesteuer. Aber warum sollte ihr 
Vermietungsgeschäft dadurch benachteiligt 
werden? Das macht keinen Sinn, ist unge-
recht und muss daher dringend im Gewer-
besteuergesetz korrigiert werden“, forderte 
der GdW-Chef. „Das ist im Übrigen voll-
kommen steuerneutral.“  (burk/schi) 

Geschäftsklimaindex: Gute Wirt-
schaftslage – gedämpfte Aussichten
Das Geschäftsklima in der Wohnungswirt-
schaft ist im letzten Jahr noch um einen wei-
teren Punkt gestiegen. „Die Lage ist gut, der 
Trend hat sich stabilisiert“, erklärte GdW-
Präsident Axel Gedaschko. „Die Gründe 
dafür liegen in der starken Dynamik am 
Wohnungsmarkt. Die Wohnungsunter-
nehmen bauen neue Wohnungen und die 
Investitionen in bezahlbaren Wohnraum 
steigen.“ Insgesamt hat sich der Anstieg 
im Vergleich zum Vorjahr (+3,3 Punkte) 
auf bereits hohem Niveau verlangsamt. 
Der Geschäftsklimaindex setzt sich aus 
den Werten zur aktuellen Geschäftslage 
und den zukünftigen Geschäftserwartun-

gen zusammen. Die Wohnungsunterneh-
men bewerten ihre derzeitige Geschäfts-
lage überwiegend als gut (47,0 Punkte). Im 
direkten Vergleich mit der Einschätzung der 
aktuellen Geschäftslage liegen die künfti-
gen Geschäftserwartungen der Wohnungs-
unternehmen trotz eines Anstiegs um 0,9 
auf 9,3 Indexpunkte weiterhin auf einem 
deutlich niedrigeren Niveau. Die Geschäfts-
erwartungen sind eng an die politischen 
Entwicklungen und deren Auswirkungen 
auf die Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen 
gebunden. „Hier klafft immer noch eine 
Lücke, denn die Unternehmer sehen sich 
bei ihrem Ziel, bezahlbaren Wohnraum für 
alle zu schaffen und zu bewahren, immer 
mehr von politischen Regulierungen auf der 
einen Seite und hohen Kosten durch über-
höhte Anforderungen, Steuern und Preise 
auf der anderen Seite in die Zange genom-
men“, erklärte Gedaschko. „Hier gibt es 
noch einiges zu tun, damit die aktuell posi-
tiven Geschäftsaussichten nicht gedämpft 
werden“, so der GdW-Chef. Ein Zeichen für 
das Abschwächen des positiven Trends ist 
auch die sinkende Dynamik bei den Bauge-
nehmigungen in Deutschland. „Die Politik 
muss hier aufpassen, dass sie den Neubau-
Boom nicht abwürgt, bevor er überhaupt 
richtig begonnen hat“, so der GdW-Präsi-
dent. Er mahnte bessere Bedingungen für 
den Wohnungsbau an.  (burk/schi) 

 Lesen Sie in der kommenden Woche, was das 

Wohnen in Deutschland kostet. Die ausführliche 

GdW-Jahresbilanz: https://goo.gl/RV6tww 

Das Geschäftsklima in der Wohnungswirtschaft entwickelt sich positiv – es ist jedoch eng an die 
politischen Entwicklungen und Folgen für die Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen gebunden.
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BUNDESTAGSWAHL 2017

Der Countdown zur Bundestagswahl am 24. September läuft 
– die heiße Phase des Parteien-Wahlkampfes hat begonnen. 

Welche Strategien haben sich die politischen Parteien überlegt, 
um Wohnungsmangel, Auflagenflut und steigenden Baukosten 
entgegenzuwirken? 

Die wi Wohnungspolitische Informationen hat die vier Fraktionen 
im aktuellen Deutschen Bundestag zu den brennendsten Themen 
der Wohnungswirtschaft befragt. Lesen Sie hier Teil 4 von 10 der 
wi-Sonderserie zur Bundestagswahl 2017.  

Thema der Woche: Bürokratieflut

Frage: Ein wesentliches Hemmnis für den zügigen und kostengünstigen Bau von Wohnungen ist die Bürokratieflut 
in Deutschland – seit 1990 hat sich die Zahl der Normen und Bauvorschriften von 5.000 auf 20.000 vervierfacht. Wie 
kann hier Abhilfe geschafft und die Regelungswut eingedämmt werden?

Für die meisten Normen gibt es einen gut gemeinten Ursprung. Gesund-
heitsschutz, Sicherheitsaspekte, Energieeffizienz, Ressourcenschonung – alles 
Ansprüche, die im Rahmen gesellschaftlicher Debatten entwickelt worden 
sind. Umso schwerer fällt nun eine Rückführung der Vorschriften auf das 
Wesentliche.

Durch die Baukostensenkungskommission wurden Vorschläge erarbeitet, wie 
man künftig die Baukosten besser in den Griff bekommt. Diese betreffen auch 
die vielen Baunormen und sind nicht ausschließlich an den Bund, sondern auch 
an die Länder und Kommunen adressiert. Es gilt, diese umzusetzen.

Marie-Luise Dött, Baupolitische Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag
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Wir stehen der zunehmenden und immer detaillierteren Normung skeptisch 
gegenüber. Durch mehr Transparenz, demokratische Mitsprache sowie Mit-
gestaltung bei der Normsetzung und Gesetzgebung wollen wir die Praxis-
tauglichkeit und Effektivität erhöhen. Die notwendige Vereinfachung und 
konsistente Gestaltung der Bauvorschriften darf allerdings nicht zulasten 
von arbeitsrechtlichen, ökologischen und gesundheitlichen Standards gehen.

Caren Lay, Sprecherin für Mieten-, Bau- und Wohnungspolitik der Fraktion 
DIE LINKE im Deutschen Bundestag
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Nachgefragt: Bauen und 
 Wohnen im Wahljahr 2017

wi  exclusiv Teil 4/10
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Auf der Infoseite der Wohnungswirtschaft zur Bundestagswahl wahl2017.
wohnungswirtschaft.de finden Sie alles Wichtige auf einen Blick: 

Die Positionen des GdW für die Wahlprogramme der Parteien zur Bun-
destagswahl 2017, die neue Publikationsreihe „WohWi-Fakten-Book-
lets” zu den brennendsten Themen der Wohnungspolitik sowie das neue 
Gesprächsformat „WohWi Talk“ als Live-Stream oder Aufzeichnung. 
Schauen sie regelmäßig vorbei – die Seite wird laufend aktualisiert.  

Die Baukostensenkungskommission als Teil des Bündnisses für bezahlbares 
Wohnen und Bauen hat Möglichkeiten der Baukostensenkung diskutiert und 
Empfehlungen ausgesprochen. Die Vorschläge gilt es, zu prüfen und ent-
sprechend umzusetzen. So sollten sich die Landesbauordnungen konsequen-
ter als bisher an der Musterbauordnung der Länder orientieren. Ziel wäre 
eine einheitliche Musterbauordnung in allen Ländern. Die Länder haben eine 
Überprüfung des Bauordnungsrechts auf ein etwaiges Vereinfachungs- und 
Beschleunigungspotenzial vereinbart.

Das Normungswesen, Standards und Vorschriften gehören ebenfalls auf den 
Prüfstand. Künftig sind Betroffene in den Normungsprozess stärker einzubin-
den, Standards müssen praxisgerechter gestaltet werden.

Michael Groß, Wohnungspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im Deut-
schen Bundestag
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Das Normungswesen ist in Deutschland zu großen Teilen in privater Hand. 
Anhand der Energieeinsparverordnung oder der Musterbauordnung kann der 
Bund jedoch eigene Regelungen zusammenführen und einfacher machen. Wir 
fordern schon lange, die Energieeinsparverordnung, das Einspargesetz und 
das Erneuerbare-Wärme-Gesetz zusammenzuführen, um die Anwendung zu 
erleichtern. Es ist zu bedauern, dass das Gebäudeenergiegesetz gescheitert 
ist. Die Bundesregierung hat hier eine große Chance vertan. Eine moderne 
Musterbauordnung des Bundes kann den Ländern zudem Orientierung mit 
Blick auf einheitliche Bauordnungen bieten. 

Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag
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AUS DEN VERBÄNDEN

Kostengünstigeres Bauen in Hamburg:  
Norddeutsche Wohnungswirtschaft legt Studie zum seriellen Bauen vor

Hamburg – Der Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen (VNW) hat Ende Juni 2017 seine Marktstudie 2017 „Serielles 
Bauen“ vorgestellt und an Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt, Präses der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, über-
geben. Hintergrund der Studie ist der Bedarf an mehr bezahlbarem Wohnraum – möglichst schnell und in guter Qualität.

„Aktuell erschweren hohe Baukosten, 
lange Bauzeiten und teils übertriebene 
Anforderungen den zügigen Bau bezahl-
barer Wohnungen. Der serielle bezie-
hungsweise modulare Bau könnte Abhilfe 
schaffen: Durch standardisierte Module 
und Typenhausgenehmigungen ließen sich 
Geld und Zeit sparen. Dafür benötigen wir 
aber eine entsprechende Bereitschaft in 
Politik, Verwaltung und Bauwirtschaft“, 
erklärte VNW-Verbandsdirektor And-
reas Breitner. „Die Rahmenbedingun-
gen für serielles beziehungsweise modu-
lares Bauen müssen verbessert werden. 
Vor allem in den Bereichen der Grund-
stücksvergabe, der Genehmigungsverfah-
ren, aber auch bei den individuellen Vor-
gaben für Bauprojekte in den Bezirken ist 
noch viel Luft nach oben. Umso mehr freut 
mich, dass sich Wohnungswirtschaft und 
Senat einig sind, das serielle beziehungs-
weise modulare Bauen in Hamburg stär-
ker zu nutzen.“ „Typenhäuser und serielles 
Bauen sind ein wichtiger Ansatz für mehr 
bezahlbaren Wohnraum in Hamburg. 
Deswegen entwickelt der Senat derzeit 
gemeinsam mit Architekten, Planern und 
der SAGA Typenhäuser in hoher architek-
tonischer und städtebaulicher Qualität“, 
sagte Senatorin Dr. Dorothee Stapel-
feldt, Präses der Behörde Stadtentwick-
lung und Wohnen. „Wir setzen uns auch 
für entsprechende Typengenehmigun-
gen und möglichst zügige Planungs- und 
Genehmigungsverfahren ein. Ziel unserer 
Bestrebungen ist es, geeignete Typen mit 
der Möglichkeit zur Variation in der Gestal-
tung an verschiedenen Orten in der Stadt 
zu wiederholen.“ Die Marktstudie „Seriel-
les Bauen“ wurde gemeinsam durch den 
VNW und den Verband Thüringer Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft (vtw) 
beauftragt. Erstellt hat sie Analyse & Kon-
zepte, Beratungsgesellschaft für Wohnen, 
Immobilien, Stadtentwicklung mbH.

Zentrale Ergebnisse der Studie 
Das serielle Bauen kann zum einen als ein 
„typologisches Programm“ verstanden 
werden, bei dem – unabhängig von der 
Bauweise – eine große Anzahl von Woh-
nungen nach gleichem Standard erstellt 
wird. Hier steht also die Menge der errich-
teten Wohnungen im Vordergrund, nicht 
die Art der Erstellung. Zum anderen wird 
damit eine Bauweise bezeichnet, bei der 
weitgehend standardisierte Wohnungen 
mit seriell oder industriell vorgefertigten 
Teilen erreicht werden. Auch im Bereich 

der Bestandsentwicklung können serielle 
Bauweisen zum Einsatz kommen. Dieser 
Bereich ist aber deutlich weniger weit ent-
wickelt als der Neubau, ihm wird vor dem 
Hintergrund weiterer intensiver Moderni-
sierungstätigkeiten aber eine steigende 
Bedeutung zukommen.

Kosteneinsparungen und kürzere 
Bauzeiten möglich
Potenziale für einen verstärkten Einsatz 
des seriellen Bauens sind vorhanden. Dafür 
sprechen nicht nur Kosteneinsparungen, 
sondern auch indirekte Effekte, wie die Ver-
kürzung von Bauzeiten oder eine verbes-
serte Qualitätssicherung. Die voranschrei-
tende Digitalisierung der Planungs- und 
Bauprozesse wird die Weiterentwicklung 
serieller Ansätze unterstützen. Wichtigste 
Voraussetzung für die Umsetzung ist die 
Kooperation aller Beteiligten von Beginn 
des Projektes an. Folgende Handlungsemp-
fehlungen sprechen die Verfasser der Stu-
die zum Einsatz des seriellen Bauens aus: 

Europaweite Ausschreibung der Woh-
nungswirtschaft
Das Bundesbauministerium (BMUB) und 
der Spitzenverband der Wohnungswirt-
schaft GdW gehen gemeinsam mit Part-
nern aus dem Bündnis für bezahlbares 
Wohnen und Bauen neue Wege, um den 
Bau preisgünstiger Wohnungen in hoher 
Qualität zu beschleunigen. Dazu haben die 

Akteure ein europaweites Ausschreibungs-
verfahren zur Entwicklung mehrgeschossi-
ger Wohngebäude in serieller und modu-
larer Bauweise gestartet. Gesucht werden 
neue, innovative Konzepte des Wohnungs-
baus, die in wenigen Monaten bereits in 
Deutschlands Städten für zeitgemäßen 
Wohnraum und eine Marktentlastung sor-
gen können. Die wichtigsten Infos zur Aus-
schreibung im Überblick:

 Die Marktstudie finden Sie unter diesem 

Kurz-Link: https://goo.gl/fXUkE3 – alle weiteren 

Infos zur europaweiten Ausschreibung unter  

http://web.gdw.de/seriellesbauen

•  Zügige Entwicklung einer Muster-
bauordnung mit Regelungen für 
serielles Bauen als Grundlage für 
Typengenehmigungen

•  Entwicklung beschleunigter Prüf-
routinen für Typengebäude als Vor-
stufe zu Typengenehmigungen 

•  die Ermöglichung von mehr 
Modellvorhaben gemeinsam mit 
den Wohnungsunternehmen

•  weitergehende Erforschung der 
Kosteneinsparungspotenziale

•  Verankerung des seriellen Bauens 
in der Ausbildung 

•  Kenntnisse und Anwendung von 
Building Information Modeling 
(BIM) intensivieren

•  Informationsstand über serielles 
Bauen verbessern

•  Bei Ausschreibungen und Wettbe-
werben stärker auf serielle Lösun-
gen abstellen

Teilnahmeberechtigte
Bei dem innovativen und grundsätz-
lich technologieoffenen Ausschrei-
bungsverfahren geht es darum, 
effektive Formen der partnerschaftli-
chen Zusammenarbeit zu entwickeln. 
Teilnahmeberechtigt sind Bieter 
beziehungsweise Bietergemeinschaf-
ten, die sich beispielsweise aus Archi-
tekten und bauvorlageberechtig-
ten Ingenieuren, bauausführenden 
Unternehmen und/oder Wohnungs-
unternehmen zusammensetzen.

Zeitrahmen für Bewerbungen
Bis 31 Tage nach der Bekanntma-
chung im EU-Amtsblatt – also bis zum 
27. Juli 2017 – können sich potenti-
elle Bieter um die Teilnahme an der 
Ausschreibung bewerben. Die kon-
kreten Angebote der ausgewählten, 
teilnahmeberechtigten Bieter müs-
sen dann bis zum 27. Oktober 2017, 
12:00 Uhr, eingereicht werden.

Bewertung der Angebote
Die Bewertung der Angebote 
erfolgt nach speziell ausgearbei-
teten Zuschlagskriterien durch ein 
eigens einberufenes Bewertungs-
gremium, das sich aus Experten der 
Bau- und Wohnungswirtschaft, For-
schung und des Bundesbauministeri-
ums zusammensetzt. Für die Beurtei-
lung werden die Kriterien „Qualität 
und Innovation“ (50 Prozent) sowie 
„Angebotspreis/ Lieferfähigkeit/ 
Instandsetzungs- und Wartungsauf-
wand“ (50 Prozent) inklusive wei-
terer Unterkriterien gleichgewichtig 
herangezogen.  (fri/schi) 
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Nachverdichtung im innerstädtischen Bereich  22. August 2017, Frankfurt am Main 

Die Konzentration auf die Kernstädte wird künftig weiter zunehmen. Im Zuge der Bauaus-
führung kommt es bei Neubauvorhaben in den eng bebauten innerstädtischen Gebieten 
zu Einwirkungen auf umliegende Bestandsgebäude und somit zu Auseinandersetzun-
gen über eventuelle Ersatzpflichten. Auch das innerstädtische „Bauen im Bestand“ wirft 
Probleme und Risiken auf. Herstellungsverpflichtungen im Sinne des Paragraphen 631 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), umfassende Sanierungstätigkeiten, diverse Gewährleis-
tungssysteme und Möglichkeiten des Haftungsausschlusses sind nur einige Beispiele für 
Fragestellungen, die zwingend zu berücksichtigen sind und die deshalb in diesem Seminar 
umfassend erörtert werden.
Weitere Infos: EBZ, Astrid Onkelbach, Telefon: 0234/9447575, E-Mail: akademie@e-b-z.de,  

Internet: www.e-z-b.de 

Die web-Präsenz der wi finden Sie unter www.
haufe.de/immobilien in der rechten Seitenhälfte, 
indem Sie bis zum Menüpunkt „Zeitschriften” nach 
unten scrollen und dort anhand der Menüpfeile die 
wi auswählen. 

Um das Online-Archiv der wi nutzen zu können, 
klicken Sie oben rechts auf „Anmelden” und 
geben dort Ihre E-Mail-Adresse und Ihr Passwort 
ein. Sollten Sie noch über kein Benutzerkonto auf  
www.haufe.de verfügen, können Sie unter „Neu-
registrierung” ein Konto anlegen.

Nach der Anmeldung erscheint oben rechts, neben 
Ihrem Benutzernamen unter „Meine Produkte star-
ten”, die wi. Anschließend können Sie alle Ausga-
ben der wi als Blätter-PDFs auf Ihrem PC, Tablet oder 
Smartphone anschauen. Sollte das nicht der Fall sein, 
wenden Sie sich bitte an das Haufe-Service-Center 
unter 0800-7234253 (kostenlos) und geben dort 
Ihre E-Mail-Adresse an. Diese wird dann mit Ihrem 
Print-Abonnement der wi verknüpft – anschließend 
erscheint die wi als Online-Produkt in Ihrer Übersicht.

Online-Archiv

GdW-Ehrenmedaille in Gold an Raimund Dankowski verliehen

In Anerkennung seiner langjährigen Tätig-
keit in der Wohnungswirtschaft sowie seiner 
engagierten Mitarbeit in den Gremien des 
GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen und des Ver-
bandes norddeutscher Wohnungsunter-
nehmen (VNW) hat Raimund Dankowski 
am 30. Juni 2017 die GdW-Ehrenmedaille 
in Gold verliehen bekommen. Er ist insbe-
sondere für seine Arbeit als Delegierter zum 
GdW-Verbandstag und als Mitglied in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Wohnungs-
genossenschaften sowie im Präsidium der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungsge-
nossenschaften mit Spareinrichtung und als 

Mitglied im Fachausschuss Innovative Marktentwicklungen und Multimedia des GdW sowie 
als Mitglied und Vorsitzender des Verbandsausschusses des VNW ausgezeichnet worden. 
Ihm gebührt außerdem Anerkennung für die großen Verdienste, die er sich zum Wohle der 
Mitgliedsunternehmen und für die nachhaltige Entwicklung der deutschen Wohnungswirt-
schaft, insbesondere der Wohnungsgenossenschaften erworben hat, sowie in Würdigung 
seiner engagierten, erfolgreichen und weithin anerkannten Tätigkeit als Vorstandsvorsitzen-
der der Selbsthilfe-Bauverein eG Flensburg.

PERSÖNLICHES

Raimund Dankowski
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Schönheitsreparaturen – Mieterwunsch grundsätzlich zu berücksichtigen 

ZAHL DER WOCHE

Milliarden Euro werden nach Berech-
nungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung in Berlin in den 
nächsten Jahren bis 2027 jährlich ver-
erbt werden. Damit fällt das Erbvo-
lumen inklusive Schenkungen etwa 
28 Prozent größer aus als in früheren 
Analysen geschätzt. Die Datengrund-
lagen für die Vorausberechnung bil-
den das Sozio-oekonomische Panel 
und die Sterbetafeln des Statistischen 
Bundesamtes. Die Nachkriegsgenera-
tionen konnten in Deutschland laut 
den Wissenschaftlern über Jahrzehnte 
hinweg große Vermögen aufbauen, 
die sie in den nächsten Jahren an die 
Nachkommen vererben werden. Wer 
bereits über ein großes Vermögen ver-
fügt, kann mit größeren Zuwächsen 
rechnen. Die im Einzelnen zu erwar-
tenden Erbschaften betragen laut Stu-
die im Mittel rund 79.500 Euro – im 
obersten Fünftel der Einkommensver-
teilung gut 248.000 Euro, im unters-
ten Einkommensfünftel dagegen nur 
12.000 Euro.  

400

Die Jahrespressekonferenz des GdW in Bild und Ton

Wie ist die Lage auf den Wohnungsmärk-
ten in Deutschland? Wie teuer ist es, heute 
zur Miete zu wohnen und wie können 
künftig genug bezahlbare Wohnungen 
gebaut werden? Diese und weitere Fragen 
hat Axel Gedaschko, Präsident des Spitzen-
verbandes der Wohnungswirtschaft GdW, 
auf der Jahres-Pressekonferenz Anfang 
Juli 2017 beantwortet. Die Pressekonfe-
renz wurde live ins Internet übertragen, die 

Aufzeichnung können Sie sich – unterteilt 
in thematische Kapitel – im Youtube-Kanal 
des GdW unter www.youtube.com/GdW-
Bundesverband anschauen.  (schi) 

 Das Video der Jahres-

pressekonferenz finden Sie 

direkt unter diesem Kurz-Link: 

https://goo.gl/XVyqfj –  

oder unter diesem QR-Code. 

Recht so

„Die Entscheidung des Gerichts erscheint interessengerecht. Im Wesent-
lichen kann es für den Vermieter keinen Unterschied machen, ob er die 
Wände weiß oder in einer anderen Farbe streicht, die der Mieter während 
seines Mietverhältnisses gern haben möchte. Ein anderes Ergebnis würde 
dem Mietvertrag als Dauerschuldverhältnis – und ein daraus resultieren-
des Gebot auf gegenseitige Rücksichtnahme – nicht entsprechen. Anders 
aber kann es sich in den Fällen verhalten, in denen der Vermieter Schönheitsrepara-
turen durchführt und der Mieter weiß, dass er die Wohnung in einem abgrenzba-
rem Zeitraum aufgeben möchte. Dies wäre aber immer einzelfallabhängig und nicht 
schematisch zu entscheiden.“   

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Mit Beschluss vom 23. Mai 2017 hat das Landgericht Berlin entschieden, dass bei einer 
dem Vermieter obliegenden Schönheitsreparaturlast dieser zur Beseitigung vorhandener 
Dekormängel nicht nach eigenen Vorstellungen berechtigt ist, sondern die (Farb-)Wünsche 
des Mieters berücksichtigen muss, sofern ihm dadurch keine Mehrkosten entstehen oder 
sonstige schutzwürdige eigene Interessen entgegenstehen (Az.: 67 S 416/16). In dem zur 
Beurteilung anstehenden Sachverhalt oblag dem Vermieter die Schönheitsreparatur. Die 
Pflicht des Vermieters, Dekormängel nach den Farbwünschen des Mieters zu beseitigen, 
begründete das Gericht zusammenfassend damit, dass der Mieter, wenn ihm die Schön-
heitsreparatur obliegt, die Wohnung nach seinen Farbwünschen gestalten kann. Obliegt 
nun dem Vermieter diese Pflicht, ergebe sich eine entsprechende Ausstrahlungswirkung. 
Die einzige Einschränkung bestehe darin, dass dem Vermieter durch den Wunsch des 
Mieters keine Mehrkosten entstehen oder sonstige schutzwürdige eigene Interessen ent-
gegenstehen.    
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Imagekampagne der Wohnungswirt-
schaft – die Branche zeigt Gesicht

Andreas Breitner, Verbandsdirektor des Verban-
des norddeutscher Wohnungsunternehmen
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